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Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom
09.08.2018 aufgehoben und die Klage abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Im Streit ist eine Rente wegen Erwerbsminderung.

Die am 1962 in Serbien geborene KlÃ¤gerin lebt seit 1985 in Deutschland. Eine
fÃ¶rmliche Ausbildung hat die KlÃ¤gerin nicht absolviert und war als
Reinigungskraft und ZimmermÃ¤dchen beschÃ¤ftigt. Die KlÃ¤gerin hat einen Grad
der Behinderung von 20. Die KlÃ¤gerin erhÃ¤lt laufend Leistungen zur
Grundsicherung. Sie versorgt und betreut ihre erwachsene und psychisch
beeintrÃ¤chtigte Tochter.

2008 wurden in einem von der Agentur fÃ¼r Arbeit eingeholtem Gutachten eine
psychische Minderbelastbarkeit aufgrund der familiÃ¤ren Situation und diverse
BefindlichkeitsstÃ¶rungen festgestellt. Aus medizinischer Sicht sei die KlÃ¤gerin in
der Lage, tÃ¤glich sechs Stunden und mehr eine leichte und gelegentlich
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mittelschwere TÃ¤tigkeit auszuÃ¼ben. Allerdings sei ein psychiatrisches Gutachten
erforderlich. In dem sodann von Herrn D. erstellten psychologischen Gutachten
stellte dieser keine ausreichende psychische Belastbarkeit der KlÃ¤gerin fÃ¼r eine
berufliche TÃ¤tigkeit fest. Nach einem weiteren Gutachten im Auftrag der
Arbeitsagentur des Neurologen und Psychiaters Dr. H. wurde ein aufgehobenes
LeistungsvermÃ¶gen festgestellt. Unter der Diagnose von
Spannungskopfschmerzen und andauernden depressiven Reaktionen und einfach
strukturierter PersÃ¶nlichkeit ergab sich hieraus fÃ¼r die Dauer von etwa zwei
Jahren kein LeistungsvermÃ¶gen. Die KlÃ¤gerin sei so von der Sorge um die Tochter
beherrscht, dass sie weder gedanklich noch aber emotional Raum habe fÃ¼r
hiervon unabhÃ¤ngige AktivitÃ¤ten. Es handele sich nicht einfach um ein
Organisationsproblem bei erhaltener Belastbarkeit, sondern um eine symbiotische
Bindung mit Krankheitswert. In dieser Situation entwickele die KlÃ¤gerin eine
depressive Reaktion und funktionell verstÃ¤rkte kÃ¶rperliche StÃ¶rungen, die sie
schwerpunktmÃ¤Ã�ig mit Analgetika behandele.

Am 12. Mai 2011 beantragte die KlÃ¤gerin bei der Beklagten die GewÃ¤hrung einer
Rente wegen Erwerbsminderung und verwies auf Kopfschmerzen und psychische
Belastungen bei der Pflege der Tochter. Auf Veranlassung der Beklagten erstellte
der Neurologe/Psychiater Dr. S. am 31. Juli 2012 ein fachÃ¤rztliches Gutachten und
stellte bei der KlÃ¤gerin eine depressive AnpassungsstÃ¶rung bei anhaltender
hÃ¤uslicher Belastungssituation, eine Minderbelastbarkeit der WirbelsÃ¤ule bei
Fehlstatik und wiederkehrende Kopfschmerzen fest und hielt die KlÃ¤gerin
grundsÃ¤tzlich tÃ¤glich sechs Stunden und mehr leistungsfÃ¤hig fÃ¼r eine leichte
bis mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeit ohne besondere nervliche Belastung. Die
KlÃ¤gerin habe sich fÃ¼r die Betreuung der Tochter entschieden und sei einem
GesprÃ¤ch Ã¼ber Alternativen nicht zugÃ¤nglich.

Die Beklagte lehnte sodann den Antrag der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 15. August
2012 ab.

Die KlÃ¤gerin erhob am 29. August 2012 Widerspruch mit der BegrÃ¼ndung, dass
sie immer noch krank sei, unter Kopfschmerzen leide und hÃ¤ufig weinen mÃ¼sse.
Nach fÃ¼r die KlÃ¤gerin negativen Stellungnahmen der beratenden Ã�rzte Dr. F.
wies die Beklagten den Widerspruch der KlÃ¤gerin mit Widerspruchsbescheid vom
2. MÃ¤rz 2016 zurÃ¼ck.

Die KlÃ¤gerin hat am 14. MÃ¤rz 2016 Klage vor dem Sozialgericht Hamburg
erhoben. Sie hat darauf verwiesen, dass sie nicht mehr in der Lage sei, eine
ErwerbstÃ¤tigkeit auszuÃ¼ben.

Das Sozialgericht hat Befundberichte der die KlÃ¤gerin behandelnden Ã�rzte
eingeholt. So hat die Neurologin Dr. N. auf eine zweimalige Synkope hingewiesen.
Der OrthopÃ¤de Dr. V. hat auf BeeintrÃ¤chtigungen seitens der Brust- und
LendenwirbelsÃ¤ule hingewiesen.

Auf Veranlassung des Sozialgerichts hat sodann die FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie
und Psychiatrie L. die KlÃ¤gerin am 24. Februar 2017 untersucht und am 19. Mai
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2017 ein SachverstÃ¤ndigengutachten erstellt. Unter der Diagnose einer
permanenten psychosozialen Belastungssituation mit chronischem
ErschÃ¶pfungssyndrom im Sinne eines Burn-out, eines Analphabetismus mit
psychischer Minderbelastbarkeit, einer Minderbegabung mit psychischer
Minderbelastbarkeit, einer MigrÃ¤ne, einem Spannungskopfschmerz, einer Insomnie
(EinschlafstÃ¶rung) und Schmerzsyndrom der WirbelsÃ¤ule hat die
SachverstÃ¤ndige die KlÃ¤gerin fÃ¼r nicht mehr in der Lage gehalten, eine
TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auszuÃ¼ben. Die EinschrÃ¤nkung
ergebe sich weniger aus dem kÃ¶rperlichen Befund, sondern vielmehr aus den
psychiatrischen Erkrankungen. GrÃ¼nde fÃ¼r das aufgehobene
LeistungsvermÃ¶gen ergÃ¤ben sich aus der symbiotischen Beziehung zur Tochter,
den eingeschrÃ¤nkten intellektuellen FÃ¤higkeiten, dem Analphabetismus mit den
damit verbundenen psychischen Problemen und der Burn-out Symptomatik. Die
symbiotische Beziehung habe Krankheitswert. Entlastungsangebote wÃ¼rden von
der KlÃ¤gerin als TrennungsmanÃ¶ver verstanden werden. MÃ¶glicherweise
spielten auch eigene SchuldgefÃ¼hle eine erhebliche Rolle, die letztlich von der
KlÃ¤gerin nicht aus eigener Kraft Ã¼berwunden werden kÃ¶nnten. Andererseits
wÃ¤re ein Arbeitsversuch hilfreich. Es wird inhaltlich Bezug genommen auf das
SachverstÃ¤ndigengutachten vom 19. Mai 2017 der SachverstÃ¤ndigen L â�¦

Nach AnhÃ¶rung der SachverstÃ¤ndigen in der mÃ¼ndlichen Verhandlung hat das
Sozialgericht die Beklagte mit Urteil vom 9. August 2018 unter AbÃ¤nderung der
angefochtenen Bescheide verurteilt, der KlÃ¤gerin eine befristete Rente wegen
voller Erwerbsminderung fÃ¼r die Zeit vom 12. Mai 2011 bis zum 31. Juli 2021 zu
gewÃ¤hren und im Ã�brigen die Klage abgewiesen. Die KlÃ¤gerin sei nicht mehr in
der Lage, in einem Umfang von mindestens drei Stunden tÃ¤glich Arbeiten auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt zu verrichten. Dies folge aus dem eingeholten
medizinischen SachverstÃ¤ndigengutachten und aus dem Eindruck, den die
Kammer von der KlÃ¤gerin in der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewonnen habe. Die
KlÃ¤gerin sei nicht mehr in der Lage, sich aus eigener Kraft von der symbiotischen
Beziehung zu ihrer Tochter zu lÃ¶sen. Nach dem SachverstÃ¤ndigengutachten sei
eine Besserung jedoch nicht unwahrscheinlich, so dass die Rente zu befristen sei.

Gegen das ihr am 17. August 2018 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 11.
September 2018 Berufung eingelegt. Eine ausreichende medizinische
BegrÃ¼ndung fÃ¼r eine tatsÃ¤chlich krankhafte symbiotische Beziehung zu der
Tochter habe die SachverstÃ¤ndige nicht herleiten kÃ¶nnen. Hinzu komme, dass an
drei Tagen in der Woche eine externe Betreuung erfolge und es sei nicht erkennbar,
warum die KlÃ¤gerin zumindest an diesen Tagen nicht arbeiten und darÃ¼ber
hinaus die Betreuung nicht erweitert werden kÃ¶nne. Die ausgesprochene
Befristung sei in sich unschlÃ¼ssig, weil nicht erkennbar sei, was sich in drei Jahren
an dem beschriebenen Zustand Ã¤ndern solle. Das SachverstÃ¤ndigengutachten
sei nicht leitliniengerecht erstellt worden.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 9. August 2018 aufzuheben und die
Klage abzuweisen.

                               3 / 8



 

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die Entscheidung des Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend. Die KlÃ¤gerin leide
unter Konzentrationsschwierigkeiten, sei weitschweifig, eine VerstÃ¤ndigung kaum
mÃ¶glich. Die Tochter nehme an Gruppenangeboten des Pflegedienstes teil, die nur
wenige Stunden dauern wÃ¼rden. Eine TÃ¤tigkeit kÃ¶nne in dieser Zeit nicht
verrichtet werden.

Auf Veranlassung des Berufungsgerichts ist ein weiteres medizinisches
SachverstÃ¤ndigengutachten eingeholt worden. Der SachverstÃ¤ndige Dr. B. ist in
seinem SachverstÃ¤ndigengutachten vom 12. September 2019 nach Untersuchung
der KlÃ¤gerin bei der Diagnose einer persÃ¶nlichkeitsgetragenen und durch
vielfÃ¤ltige lebenssituative EinflÃ¼sse ausgelÃ¶ste und unterhaltene
AnpassungsstÃ¶rung zu dem Ergebnis gelangt, dass die KlÃ¤gerin noch in der Lage
sei, leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten mit durchschnittlicher geistiger
Beanspruchung mit weiteren qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen in einem
Umfang von mindestens sechs Stunden tÃ¤glich auszuÃ¼ben. Es imponiere aus
psychologischer Sicht ein eher resolutes Auftreten, die KlÃ¤gerin wirke nicht
willensschwach und es seien keine seelisch-geistigen Behinderungen nachweisbar.
Die festgestellten AuffÃ¤lligkeiten seien der fehlenden Schulbildung geschuldet, aus
neurologisch-psychiatrischer Sicht gebe es keinerlei Hinweise fÃ¼r ein
aufgehobenes LeistungsvermÃ¶gen. Die Beziehung zur Tochter sei eine
psychologisch verstehbare Haltung, von der sich die KlÃ¤gerin kaum werde
abhalten lasse. GrÃ¼nde seien eine persÃ¶nlichkeitsgetragene aber keineswegs
krankhaft begrÃ¼ndbare Haltung, die es zu respektieren gelte. Die KlÃ¤gerin habe
die FÃ¤higkeit, sich gegen Widrigkeiten zu behaupten und eigene Auffassungen zu
vertreten, sie sei nicht willenlos.

Die ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin hat EinwÃ¤nde gegen das
SachverstÃ¤ndigengutachten erhoben und vorgetragen, dass sich die KlÃ¤gerin in
dem Gutachten nicht erkennen kÃ¶nne. Sie sei vollstÃ¤ndig unfÃ¤hig, sich
gedanklich mit der MÃ¶glichkeiten zu beschÃ¤ftigen, dass die Tochter
unabhÃ¤ngiger werde kÃ¶nne. Das sei pathologisch. Die KlÃ¤gerin sei laut,
unsortiert, unstrukturiert, ausweichend, misstrauisch und kÃ¶nne sich nicht
konzentrieren. Bei der Annahme, dass die KlÃ¤gerin willensstark und
durchsetzungsfÃ¤hig sei, handele es sich um eine Fehlinterpretation. Es sei im
Ã�brigen auf das SachverstÃ¤ndigengutachten von Frau L. und das Gutachten von
Dr. H. zu verweisen.

Der SachverstÃ¤ndige Dr. B. ist in seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 12.
Dezember 2019 bei seiner EinschÃ¤tzung geblieben. Frau L. und Dr. H. seien in
ihrer Argumentation nicht frei von WidersprÃ¼chen, so habe Dr. H. ausgefÃ¼hrt,
die mangelnde FÃ¤higkeit, ihr Leben zu bewÃ¤ltigen komme von der
PersÃ¶nlichkeitsstruktur der KlÃ¤gerin. Dagegen spreche jedoch, dass sich die
KlÃ¤gerin in ihrer frÃ¼heren TÃ¤tigkeit im Arbeitsleben durchaus habe behaupten
kÃ¶nnen. Sie habe zudem auch die Schwierigkeiten im privaten Bereich meistern
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kÃ¶nnen. Aus frÃ¼heren Befundberichten sei jedoch erkennbar, dass die KlÃ¤gerin
wenig Arbeitsmotivation gehabt habe. Erst 2008 sei durch Dr. H. auf die
symbiotische Beziehung zu der Tochter hingewiesen worden. Die SachverstÃ¤ndige
L. habe einerseits eine symbiotisch krankhafte Beziehung zur Tochter festgestellt
und andererseits hervorgehoben, dass es bemerkenswert sei, dass die KlÃ¤gerin es
trotz der EinschrÃ¤nkungen geschafft habe, sich Ã¼ber viele Jahre Ã¼ber Wasser
zu halten, weshalb auch ein Arbeitsversuch hilfreich sei, um dem stÃ¤ndigen
Kreisen um das Wohlergehen der Tochter zu entkommen. Beide SachverstÃ¤ndige
seien daher von beeindruckenden gesundheitlichen Ressourcen der KlÃ¤gerin
Ã¼berzeugt. Dass die KlÃ¤gerin hierauf nicht zurÃ¼ckgreife, sei ihre Entscheidung.
Hierdurch sei es auch zu einer ArbeitsentwÃ¶hnung gekommen. Es handele sich
jedoch um eine frei gewÃ¤hlte Entscheidung, die KlÃ¤gerin nehme auch
Hilfsangebote zur Betreuung der Tochter war und nutze die Zeit fÃ¼r sich selbst.
Eine synoptische Betrachtung der Ã¤rztlichen Stellungnahmen seit 1998 wÃ¼rde
die Auffassung, dass nicht von einem aufgehobenen LeistungsvermÃ¶gen
ausgegangen werden kÃ¶nne, stÃ¼tzen.

Die Beteiligten haben ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer Entscheidung allein durch den
Berichterstatter ohne mÃ¼ndliche Verhandlung erteilt. Die Sach- und Rechtslage ist
im ErÃ¶rterungstermin vom 7. Juli 2020 erÃ¶rtert worden.

Die Verwaltungsakten haben dem Berufungsgericht vorgelegen und sind Grundlage
der Entscheidung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Berichterstatter konnte allein ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden, weil
die Beteiligten ihr EinverstÃ¤ndnis erteilt haben (Â§Â§ 155 Abs. 3 und 4 sowie 153
Abs.1 in Verbindung mit 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG)).

Die statthafte, insbesondere form- und fristgerechte Berufung der Beklagten ist
zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf Rente wegen
Erwerbsminderung. Sie ist weder voll noch teilweise erwerbsgemindert. Das
angefochtene Urteil des Sozialgerichts war daher aufzuheben und die Klage
abzuweisen. Der Bescheid der Beklagten vom 15. August 2012 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 2. MÃ¤rz 2016 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die
KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten.

GemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 Sozialgesetzbuch â�� Sechstes Buch (SGB VI) sind
Versicherte voll erwerbsgemindert, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht
absehbare Zeit auÃ�er Stande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu
sein. Eine teilweise Erwerbsminderung i. S. v. Â§ 43 Abs. 1 SGB VI liegt vor, wenn
der Versicherte krankheitsbedingt nicht in der Lage ist, mindestens sechs Stunden
tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein.

Es besteht kein aufgehobenes LeistungsvermÃ¶gen. Die KlÃ¤gerin ist in der Lage, in
einem Umfang von tÃ¤glich mindestens 6 Stunden leichte bis mittelschwere
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kÃ¶rperliche Arbeiten mit durchschnittlicher geistiger Beanspruchung und
durchschnittlicher Verantwortung auszuÃ¼ben. Die TÃ¤tigkeiten sind in
wechselnden KÃ¶rperhaltungen auszufÃ¼hren, ausschlieÃ�liches Tragen, Heben
und BÃ¼cken ohne entsprechende Hilfsmittel sollten nicht dauerhaft verlangt
werden, Arbeiten unter permanenten Zeitdruck und unter Akkordbedingungen sind
nicht mÃ¶glich, es sollte auch auf Schicht-und Nachtarbeit verzichtet werden.
TÃ¤tigkeiten an gefÃ¤hrdenden ArbeitsplÃ¤tzen sind zwingend zu vermeiden, die
WegefÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin ist gegeben. Mit diesem LeistungsvermÃ¶gen kann
die KlÃ¤gerin allgemeine TÃ¤tigkeiten auf dem Arbeitsmarkt mit den beschriebenen
EinschrÃ¤nkungen ausfÃ¼hren.

Das positive Leistungsbild ergibt sich aus der durchgefÃ¼hrten Beweisaufnahme
vor dem Berufungsgericht. Der SachverstÃ¤ndige Dr. B. hat in seinem
SachverstÃ¤ndigengutachten vom 12. September 2019 und der ergÃ¤nzenden
Stellungnahme vom 11. Dezember 2019 plausibel und nachvollziehbar dargelegt,
dass die KlÃ¤gerin zumutbaren TÃ¤tigkeiten ohne maÃ�gebliche zeitliche
BeschrÃ¤nkung in einem Umfang von mindestens sechs Stunden tÃ¤glich
ausfÃ¼hren kann. Der Auffassung der erstinstanzlich befassten SachverstÃ¤ndigen
L. kann hingegen nicht gefolgt werden. Das hierauf basierende und eine zeitlich
befristete Rente wegen Erwerbsminderung zusprechende Urteil des Sozialgerichts
Hamburg war deshalb aufzuheben.

Der SachverstÃ¤ndige Dr. B. hat dargelegt, dass sich allein aus neuro-
psychiatrischer Sicht keinerlei Hinweise fÃ¼r die Annahme einer aufgehobenen
oder auch nur zeitlich eingeschrÃ¤nkten ErwerbsfÃ¤higkeit ergeben wÃ¼rden. Er
hat als gesundheitliche EinschrÃ¤nkungen lediglich eine persÃ¶nlichkeitsgetragene
und durch vielfÃ¤ltige lebenssituative EinflÃ¼sse ausgelÃ¶ste und unterhaltene
AnpassungsstÃ¶rung festgestellt. Eine krankhaft symbiotische Beziehung zur
Tochter mit einem Burn-out-Syndrom hat er im Gegensatz zu der Vorgutachterin L.
nicht diagnostiziert. Er hat dargelegt, dass die WillensfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin nicht
eingeschrÃ¤nkt sei. Vielmehr imponiere aus psychiatrischer Sicht ein eher resolutes
Auftreten, die KlÃ¤gerin wirke nicht willensschwach. Eine seelisch-geistige
Behinderung sei nicht nachweisbar, entsprechende AuffÃ¤lligkeiten seien der
fehlenden Schulbildung geschuldet. Die Beziehung zur Tochter sei jahrelang
eingeÃ¼bt und es handele sich um eine psychologisch durchaus verstehbare
Haltung, der jedoch eine persÃ¶nlichkeitsgetragene, aber keineswegs krankhaft
begrÃ¼ndete Einstellung zu Grunde liege.

Dass es sich bei der Beziehung zu der Tochter um eine willensgetragene und
willentlich gesteuerte Entscheidung handelt, hat der SachverstÃ¤ndige anschaulich
mit den gesamten LebensumstÃ¤nden der KlÃ¤gerin begrÃ¼ndet und dem in der
Untersuchungssituation gewonnenen Eindruck bzw. Befund. Die KlÃ¤gerin habe in
der Vergangenheit gezeigt, dass sie sich gegen Widrigkeiten zu behaupten wisse
und in der Lage sei, eigene Auffassungen zu vertreten und diese auch
durchzusetzen. Dr. B. hat zum psychischen Befund dargelegt, dass die KlÃ¤gerin
wach, bewusstseinsklar und voll orientiert gewesen sei. Sie habe einen
unaufgeregten Eindruck vermittelt, sei frei von NervositÃ¤t gewesen und habe sich
auf die Untersuchungssituation gut einstellen kÃ¶nnen. Alle Fragen seien ohne
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erkennbares Ã�bertreibungsverhalten oder Verschleierungstendenzen im Rahmen
der MÃ¶glichkeiten der KlÃ¤gerin beantwortet worden. Die Stimmung sei
ausgeglichen gewesen. Dabei hat der SachverstÃ¤ndige hervorgehoben, dass die
KlÃ¤gerin ihre eigenen Auffassungen resolut vertreten kÃ¶nne. Sie Ã¼berschaue
ihre Lebenssituation voll und ganz und habe sich damit arrangiert. Hiermit im
Einklang steht der von allen SachverstÃ¤ndigen und Gutachtern hervorgehobene
Befund, dass die KlÃ¤gerin trotz widriger und schwieriger LebensumstÃ¤nde in der
Vergangenheit in der Lage gewesen ist, ihren Alltag zu bewÃ¤ltigen. Diese
Beobachtungen sprechen gegen eine krankhafte EinschrÃ¤nkung der
WillensfÃ¤higkeit und auch gegen intensivere bzw. pathologische
KonzentrationsstÃ¶rungen.

FÃ¼r das Berufungsgericht hat der SachverstÃ¤ndige Dr. B. auch Ã¼berzeugend in
seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 11. Dezember 2019 herausgearbeitet,
dass die Beendigung der ErwerbstÃ¤tigkeit 1999 nicht im Zusammenhang mit der
in Rede stehenden Mutter-Tochter Beziehung stehen kann, weil diese erstmalig
2008 von der Gutachterin Dr. Bg. problematisiert worden ist. Insofern erweist sich
auch die EinschÃ¤tzung des von der Agentur fÃ¼r Arbeit beauftragten Gutachters
Dr. H. als problematisch, der davon ausgeht, dass die PersÃ¶nlichkeitsstruktur der
KlÃ¤gerin der AusÃ¼bung einer ErwerbstÃ¤tigkeit entgegenstehen wÃ¼rde. Denn
die KlÃ¤gerin war bis 1999 bei einer identischen PersÃ¶nlichkeitsstruktur in der
Lage, einer ErwerbstÃ¤tigkeit nachzugehen. Gleichzeitig wies der Gutachter
daraufhin, dass es bemerkenswert sei, dass es der KlÃ¤gerin bislang noch gelungen
sei, die an sie gerichteten Aufgaben des Lebens zu bewerkstelligen, wenn auch mit
vorÃ¼bergehendem Wohnungsverlust und Insolvenzverfahren. Dr. B. hat zu Recht
darauf hingewiesen, dass sowohl Dr. H. als auch die erstinstanzlich befasste
SachverstÃ¤ndige L. damit bemerkenswerte Ressourcen beschrieben hÃ¤tten,
Ã¼ber die die KlÃ¤gerin gerade auch in schwierigen Lebenssituationen verfÃ¼ge,
was sich auch in dem Untersuchungsbefund von Dr. B. widerspiegelt, in dem die
KlÃ¤gerin durch ein resolutes Auftreten imponiert hat. Das
SachverstÃ¤ndigengutachten Frau Dr. L. ist insofern widersprÃ¼chlich als auf der
einen Seite die krankhafte und fÃ¼r die KlÃ¤gerin nicht mehr steuerbare
symbiotische Beziehung betont wird und auf der anderen Seite hervorgehoben
worden ist, dass die KlÃ¤gerin trotz aller Widrigkeiten ihr Leben bisher bewÃ¤ltigen
konnte. Das lÃ¤sst den RÃ¼ckschluss zu, dass die KlÃ¤gerin trotz der
problematischen Mutter-Tochter-Beziehung noch Ã¼ber genÃ¼gend Ressourcen
verfÃ¼gt, um einer ErwerbstÃ¤tigkeit nachzugehen. Das wird noch deutlicher
dadurch, dass die SachverstÃ¤ndige â�� folgerichtig â�� einen Arbeitsversuch fÃ¼r
hilfreich erachtet hat. Ein solcher muss aber von vorneherein untauglich sein, wenn
die KlÃ¤gerin sich aus der Beziehung zu ihrer Tochter nicht mehr willentlich lÃ¶sen
kann, was die SachverstÃ¤ndige auch angenommen hat. Aus diesen
AusfÃ¼hrungen ist erkennbar, dass Frau L. sich ihrer Sachen nicht sicher gewesen
ist und die Beklagte hat in diesem Zusammenhang zu Recht darauf hingewiesen,
dass konsequenterweise von einer dauerhaften Leistungsminderung hÃ¤tte
ausgegangen werden mÃ¼sste.

Dr. B. hat zu Recht herausgearbeitet, dass die Beziehungsgestaltung zu der Tochter
auch dann nicht zur GewÃ¤hrung einer Rente fÃ¼hren kann, wenn eine
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VerhaltensÃ¤nderung mit groÃ�er Wahrscheinlichkeit nicht eintreten wird, weil die
KlÃ¤gerin aus psychologisch verstehbaren GrÃ¼nden bei der langjÃ¤hrig
eingeÃ¼bten Beziehung bleiben wird. Das Beharren auf mÃ¶glicherwiese
persÃ¶nlich schÃ¤digenden oder bei objektiver Betrachtung ungÃ¼nstigen
Verhaltensweisen wie eine Entscheidung, nicht mehr arbeiten zu wollen, kann nur
dann bedeutsam sein, wenn aufgrund einer psychiatrischen Erkrankung eine
willentliche Steuerung nicht mehr mÃ¶glich ist. Trotz der vom SachverstÃ¤ndigen
angefÃ¼hrten widrigen und fÃ¼r die KlÃ¤gerin schwierigen VerhÃ¤ltnisse hat sich
jedoch eine solche gravierende Erkrankung nicht eingestellt. Die KlÃ¤gerin ist, was
sich in der Untersuchungssituation und durch die BewÃ¤ltigung von schwierigen
LebensverhÃ¤ltnissen gezeigt hat, in der Lage, ihre Interessen nachhaltig und
teilweise auch resolut zu vertreten, sie ist nicht "willenlos". Sie ist daher auch
grundsÃ¤tzlich in der Lage, die Beziehung zu ihrer Tochter so zu verÃ¤ndern, dass
eine ErwerbstÃ¤tigkeit wieder mÃ¶glich ist. Ihr LeistungsvermÃ¶gen ist nicht
aufgehoben,

Aus den vor dem ErÃ¶rterungstermin von der KlÃ¤gerin vorgelegten Unterlagen des
Facharztzentrums fÃ¼r Allgemeinmedizin und der internistischen
Gemeinschaftspraxis vom 2. Juni 2020 folgen keine rentenrechtlich relevanten
Befunde, die Anlass zu weiteren Ermittlungen geben wÃ¼rden. Die aufgefÃ¼hrten
Erkrankungen sind Ã¼berwiegend bekannt und von den SachverstÃ¤ndigen ohne
gravierende Auswirkungen auf das LeistungsvermÃ¶gen bewertet worden.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
weder fÃ¼r Klage- noch fÃ¼r das Berufungsverfahren zu erstatten.

Die Revision war nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen hierfÃ¼r nicht
vorliegen (Â§160 SGG).

Erstellt am: 09.10.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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